
hung von Zwangsexmatriku
lationen und Anwesenheits
pflichten) durch sie hindurch
gezwungen werden mussten.
Mit den Studienbeiräten wur
den deshalb Gremien ge
schaffen, die genau dafür
geeignet und so in der Gre
mienstruktur verankert sind,
dass es nicht mehr möglich
ist, über die vielfach schon
früher von Studierenden und
Lehrenden angesprochenen
Probleme hinweg zu gehen.

Auch wenn viele Studienbei
räte gerade erst mit der Ar
beit begonnen haben, hat
sich bereits jetzt gezeigt,
dass es in allen Fächern
möglich ist, Studiengänge so
gut zu konzipieren, dass sie
keiner Restriktionen bedürfen
und auch die Studienabbrü
che merklich sinken. Als pro
duktiv und für alle Beteiligten
erfreulich haben sich vor al
lem Studiengänge erwiesen,
die darauf zielen, die eigene
Lage in der Welt zu begreifen
und gemeinsam ihre Verbes
serung in Angriff zu nehmen.
Und diese Verbesserung be
ginnt bei den täglichen Le
bens, Arbeits und Lernbe
dingungen.

Die Landesregierung plant
nun, dass Studienbeiräte
abgeschafft, Anwesenheits
pflichten eingeführt und Stu
dierende zur Unterzeichnung
sog. Studienverlaufsverein
barungen (siehe oben) ge
zwungen werden können.

Diese Entwicklungsrichtung

wäre fatal, denn sie bedeutet,
dass strukturelle Probleme in
den Studiengängen nicht ge
löst, sondern wieder mit
Restriktionen und Dro
hungen gegenüber den
Studierenden beant
wortet werden sollen.

Wir positionieren uns
daher:

► Gegen Studienverlaufs
vereinbarungen. Abgesehen
vom damit einhergehenden
Leistungs und Rechtferti
gungsdruck führen sie zu ei
ner individuellen Verschulung
des Studiums.

► Für die Weiterentwicklung
der Studienbeiräte statt deren
Abschaffung.

► Für die Abschaffung des
engültigen Nichtbestehens.
Endgültiges Nichtbestehen
einer Prüfungsleitung führt
zur Zwangsexmatrikulation
und bundesweiter Studien
gangssperre für den Rest des
Lebens. Dies ist eine Ver
spottung des Anspruchs des
lebenslangen Lernens in ei
ner Wissensgesellschaft.
Zahlreiche Studiengänge al
ler Fachbereiche kommen
ohne dieses Instrument aus.

► Für die Beibehaltung des
aktuellen Verbots allgemeiner
Anwesenheitspflichten.

Gute Arbeit statt
Verunmittelbarung
Der Großteil der Hochschul
mitarbeiter*innen arbeitet in
prekären Arbeitsverhältnis
sen, Hilfskräfte haben keinen
Tarifvertrag studentische
Hilfskräfte nichtmals eine
Personalvertretung. Nun sol
len sogar die SHKRäte, eine
minimalInteressenvertretung
für SHKs, und die Weiterent

wicklung des Rahmenkodex‘
für gute Beschäftigungsbe
dingungen optional werden.

Als Voraussetzung für
den Erfolg der Hoch
schulen insgesamt
fordern wir dagegen:

► Die Weiterentwick
lung der SHKRäte zu

vollwertigen Personalvertre
tungen statt ihre Abschaffung
zu ermöglichen.

► Die gesetzlich verbindli
che Beibehaltung und Wei
terentwicklung des Rahmen
kodex‘ für gute Beschäfti
gungsbedingungen.

► Die Überführung aller
„Hilfskräfte“, „Akademischen
Räte auf Zeit“ und „Lehrkräfte
für besondere Aufgaben“ in
nichtprekäre Arbeitsverhält
nisse.

Wir sind der LASS, ...

... der Landesausschuss der
Studentinnen und Studen
ten in der GEW NRW. Wir
setzen uns ein für soziale,
demokratische
und zivile Hoch
schulen – inner
und außerhalb
der GEW.

Die GEW NRW ist ...

... die Bildungsgewerkschaft
im DGB NRW. Sie organi
siert alle im Bildungsbereich
Tätigen. Die GEW streitet
für die (politischen) Interes
sen der Arbeitnehmer*in
nen, insbesondere für gute
Löhne und Arbeitsbedingun
gen und sinnvolle, dem All
gemeinwohl dienende Ar
beitsinhalte. Da
für organisiert
die GEW auch
Streiks und führt
Tarifverhandlun
gen.
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Zur Hochschul
gesetzdebatte
in NRW

die Rolle der wirtschaftsdomi
nierten, nicht demokratisch
legitimierten und sich selbst
reproduzierenden Hochschul
räte gestärkt werden.

Wir fordern stattdessen:

► Abschaffung der Hoch
schulräte oder ihre Umwand
lung in demokratisch legiti
mierte, rein beratende Bei
räte.

► Weiterentwicklung der
Hochschulentwicklungspla
nung zu einer konsequent be
darfsorientierten Entwick
lungsplanung im Gegen
stromverfahren vom einzel
nen Institut bis zum Landtag.

Emanzipatorische
Bildung statt Bravheit
Studienbeiräte und das Ver
bot von Anwesenheitspflich
ten sind 2014 eingeführt
worden, um real existierende
Probleme zu lösen: Nicht zu
letzt durch die Bildungsstreiks
war deutlich geworden, dass
die Hochschulen vor allem im
Rahmen der BachelorMas
terUmstellung vielfach Stu
diengänge geschaffen hatten,
die auf stumpfes BulimieLer
nen statt Qualifizierung, auf
Instrumentalisierbarkeit statt
auf Mündigkeit zielten. Diese
Studiengänge funktionierten
oft so schlecht, dass die Stu
dierenden durch teils rigide
Restriktionen (wie die Andro



Frieden, Demokratie und
Nachhaltigkeit statt
„Sicherheit“ und Rüstung
Angesichts sich weltweit zu
spitzender Krisen ist es nicht
nur eine Option, sondern eine
zivilisatorische Notwendigeit,
dass die Hochschulen zu
Frieden, Demokratie und
Nachhaltigkeit aktiv beitra
gen, wie es derzeit im Hoch
schulgesetz als Aufgabe ihre
festgeschrieben ist (Zivil
klausel).

Während die Zivilklausel aus
dem Hochschulgesetz gestri
chen werden soll, locken
gleichzeitig bei knappen
Grundmitteln öffentliche und
private Drittmittel aus dem
Rüstungsbereich in erhebli
chem Umfang. Angesichts
dessen wäre die geplante
Streichung eine Verschie
bung der Machtverhältnisse
in einem gesellschaftlich um
kämpften Bereich zu Gunsten
derer, die rücksichtslos und
zynisch auf die Durchsetzung
ihrer (Profit)Interessen set
zen.

Der „§3 Aufgaben“ des Hoch
schulgesetzes, aus dem die
Zivilklausel gestrichen wer
den soll, stellt nicht nur einen
Auftrag des Gesetzgebers an
die Hochschulen dar. Viel

mehr verpflichtet er auch die
Landesregierung, die zur Er
füllung dieser Aufgaben not
wendigen Rahmenbedingun
gen zur Verfügung zu stellen.
Er ist darüber hinaus Maß
stab für die landesweite Ent
wicklungsplanung der Hoch
schulen. Die geplante Strei
chung würde somit Frieden,
Demokratie und Nachhaltig
keit zum Bonusprogramm
einzelner degradieren.

Demokratie statt
Konformität
Gemäß Plan der Landesre
gierung „soll die Verpflichtung
der Hochschule gestrichen
werden, die Interessen der
Mitglieder der nichtprofesso
ralen Gruppen (...) angemes
sen sicherstellen zu müssen“.
Damit sollen Professor*innen
und der Rest der Hochschu
len gegeneinander ausge
spielt werden. Das Ziel: Eine
Machtverschiebung zu Guns
ten derer, von denen am we
nigsten zu erwarten ist, dass
sie die unternehmerische
Ausrichtung der Hochschulen
in Frage stellen. Konkret:

► Verbindliche Studien
verlaufsvereinbarungen
Studierende sollen in Zukunft
gezwungen werden können,
Studienverlaufsvereinbarun
gen zu unterzeichnen. Dies
bedeutet, dass willkürlich und
individuell an ihrer Person
darüber entschieden wird, ob
und in welchem Maße ihnen
eine Verlängerung ihres Stu
diums zugestanden wird. Er
füllen sie die Vereinbarungen
nicht, führt dies letztendlich
zur Zwangsexmatrikulation.
Dies trifft einerseits vor allem
Studierende, die nicht in Voll
zeit studieren können. Ande
rerseits führt es zu erheb

Liebe Mitstreiter*innen,
auf Grund weitreichender
Proteste wurden in NRW
2011 die Studiengebühren
abgeschafft und 2014 Kor
rekturen an der unternehme
rischen Ausrichtung des
damaligen Hochschulgeset
zes vorgenommen. Auch
wenn die jetzige schwarz
gelbe Landesregierung keine
komplette Rückabwicklung
wagt, soll reaktionären Kräf
ten an den Hochschulen die
Möglichkeit gegeben werden,
aus iherer Sicht zu weitrei
chende Ambitionen einzuhe
gen. Exemplarisch dafür ist
die geplante Streichung der
gesetzlich verankerten Auf
gabe der Hochschulen, aktiv
zu Frieden, Demokratie und
Nachhaltigkeit beizutragen.

Unter dem Label „Hochschul
freiheit“ soll Freiheit restriktiv
umgedeutet werden: Anstatt
die „Freiheit der Andersden
kenden“ (Luxemburg) zu
stärken, wird systematisch
die Freiheit des Mainstreams
gestärkt, Querdenker*innen,
Bedenkenträger*innen, Visio
när*innen und Kritiker*innen
bei Bedarf übergehen oder
mundtot machen zu können.

Dieser Plan ist falsch: Wir
brauchen Hochschulen, die
ein Ort der Bildung, verant
wortungsvoller Forschung
und freier Entfaltung sind,
und keine wie Unternehmen
geführten Institutionen, die
nach Verwertbarkeit agieren.

Die geplanten Änderungen
am Hochschulgesetz vertei
len sich auf zahreiche,
schwer überschaubare De
tailänderungen. Dieses Falt
blatt analysiert und kritisiert
an Hand der wichtigsten
Punkte die Gesamtlinie.

lichem Leistungs und Recht
fertigungsdruck für alle, die
den jeweils vor Ort vorherr
schenden Erwartungen nicht
entsprechen können oder
wollen.

► Einschränkung der Mit
spracherechte von Studie
renden und Mitarbeiter*in
nen
Betroffen davon, dass der
Maßstab, die Mitgliederinter
essen angemessen berück
sichtigen zu müssen, aufge
hoben werden soll, sind ins
besondere Senat und Studi
enbeirat: Die paritätische
Zusammensetzung der Se
nate1 soll nur noch optional
sein. Die Studienbeiräte, die
sich durch weitreichende stu
dentische Mitspracherechte
auszeichnen, sollen abge
schafft oder in ihren Rechten
eingeschränkt werden kön
nen.

All dies ist nicht nur eine Ein
schränkung der Rechte der
nichtprofessoralen Gruppen,
sondern richtet sich faktisch
auch gegen die Professor*in
nen: Die (finanzielle) Verbes
serung der Lage der Hoch
schulen und die Bildungs
expansion, der die Mehrzahl
der Professor*innen die Exis
tenz ihrer Stellen verdankt,
sind Ergebnis der Kämpfe
genau derer, die hier einge
schränkt werden sollen. Zu
dem können Entwicklungen,
die von den Betroffenen nicht
mitgetragen werden, niemals
produktiv realisiert werden.
Deshalb kann paritätische
Mitbestimmung nachhaltig
tragfähigen Lösungen nie

mals im Wege stehen und ist
umgekehrt ein Schutz vor
Fehlentscheidungen.

Wir fordern statt der Möglich
keit, die Mitspracherechte
und Studienbeiräte einzu
schränken sowie drangsalie
rende Studienverlaufspläne
einzuführen, die Möglichkeit
alle Hochschulgremien pari
tätisch zu besetzen.

Bedarfsorientierte
Planung statt
TopDownManagement
Mit der Landeshochschulent
wicklungsplanung im Gegen
stromprinzip2 wurde 2014 im
Grundsatz eine demokrati
sche, bedarfsorientierte und
auf Argumenten basierende
Entwicklungs und Finanz
planung eingeführt. Die Lan
desregierung plant nun, den
Landeshochschulentwick
lungsplan durch einseitig
vom Land vorgegebene
„strategische Entwicklungs
ziele“ zu ersetzen, die wie vor
2014 die Grundlage für eine
äußerst intransparente und
ohne Mitbestimmung erfol
gende Finanzplanung sein
sollen. Dabei soll zusätzlich

Titelbild: Darmstädter Echo, Bearbeiteter Ausschnitt. V.i.S.d.P.: GEW NRW, www.gewnrw.de

Studiengebühren

Parallel zur Hochschulge
setzReform plant die Regie
rung derzeit die Einführung
von Studiengebühren für
NichtEUStudierende nach
dem „Vorbild“ BadenWürt
temberg in Höhe von 1.500€
pro Semester. Wie die Er
fahrungen aus BadenWürt
temberg zeigen, durchkreu
zen diese Pläne die Interna
tionalisierungsbemühungen
der Hochschulen und ma
chen rechte Argumentations
muster – ob gewollt oder
ungewollt – salonfähig.

In NRW streiten nicht nur die
Studierendenschaften und
Gewerkschaften für den Er
halt der Gebührenfreiheit;
vielmehr haben sich inzwi
schen auch zahlreiche
Hochschulen als Ganze ge
gen die Gebührenpläne po
sitioniert.

Petition gegen
die geplanten
Studiengebüh
ren

Zum Weiterlesen:

► Sammlung
aller Stellung
nahmen gegen
Gebühren

► Broschüre „Die Hoch
schule als Wirkungsstätte –
Argumente ge
gen die geplan
ten Gebühren für
NichtEUStudie
rende“

_______________________

1Derzeit müssen die Senate grundsätzlich
paritätisch zusammengesetzt sein, d.h.
Professor*innen, Studierende, wissen
schaftliche Mitarbeiter*innen und Mitar
beiter*innen aus Technik und Verwaltung
haben die gleiche Stimmenanzahl. Bei
abweichenden Regelungen, muss eine
dazu äquivalente Mitsprache sicher ge

stellt werden.

____________________

2Die Institute planen ihre Entwicklung
samt erforderlichem Budget, darauf auf
bauend die nächst größeren Einheiten bis
zum Landeshochschulentwicklungsplan.
Wenn es einen höheren Bedarf gibt, als
das Land zu finanzieren bereit ist, wird
auf dieser Grundlage entschieden, wel
che Weiterentwicklungen vorerst verscho
ben werden. Gemäß dieser Entscheidung
werden dann die Pläne der darunter lie
genden Einheiten überarbeitet.




